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1. Die spezielle Behandlung der jugendlichen Verbrecher fehlte auch 
iu den Gesetzbüchern nicht, die un ter dem Einfluss der klassischen Schu­
len des S trafrechts geschaffen werden sind, aber nur die au f  Einfluss der 
Lehren der norm ativen Schulen zustandegekom m ene Rechtsentw icklung 
führte  zur selbständigen strafrechtlichen Beurteilung der Jugendlichen. 
Ohne au f den Schutz der gesellschaftlichen Norm en zu verzichten, betonten 
diese Schulen s ta rk  die W ichtigkeit der individuellen Prävention. Die 
generalprävcntive W irkung des Strafrechts wünschten sie in erster Reihe 
durch gründlichere Organisierung der speziellen Prävention aufbauen, 
wozu eine selbständige K onstruktion des S trafrechts der Jugendlichen 
sich als sehr geeignet zeigte. Die moderne Rechtsentwicklung, die das 
S trafrecht der Jugendlichen geschaffen hatte , brachte in den klassischen 
Strafgesetzbüchern Änderungen in unterschiedlicher Zahl und Q ualitä t 
m it sich. Die H andlung, die Person des Verletzten, der Schadenw ert 
tra ten  in den Strafsachen der Jugendlichen ziemlich in den H intergrund, 
dagegen wurde die Persönlichkeit m it ihrer Um gebung stärker betont.
Diese Entw icklung m it ihren revolutionären Änderungen dauert 
noch heute an und  darin  äussert sich eigentlich das Eindringen der hum a­
nitären W issenschaften in das Strafrecht. Es ist eine natürliche Sache, 
dass als Ergebnis dieser „Bewegung" die rechtszentrische Auffassung 
gezwungen ist, gewisse Zugeständnisse zu machen. Es ist aber nichts dage­
gen einzuwenden, wenn dadurch der psycho —sozialpädagogische In h a lt 
des Strafverfahrens m ittels anderer W issenschaftszweige gesichert werden 
kann. Es g ibt aber Länder, wo die Verbreitung der Erziehungskonzeption 
-  xumindest in den Fällen der Jugendlichen — zu einem  radikalen Bruch 
m it dem traditionellen Strafrecht führte. Man ist von dem G adanken aus­
gehend, dass au f der V erhandlung alles im Interesse des Jugendlichen 
geschieht, zur Aufgabe der elem entaren strafrechtlichen G arantien gelangt. 
Einzelne schweizer Kantone sind bestrebt auf den „G erichtsverhandlun­
gen" die Atm osphäre eines Fam ilienrates zu sichern. Hier ha t der R ich­
ter nur die Rolle eines Fachverteidigers, der das Interesse des Jugend li­
chen ve rtritt. Eine ähnliche Auffassung kom mt auch in einzelnen S taa ten  
der Vereinigten S taaten  zur Geltung, wo in Sachen der Jugendlichen die
..gerichtlichen Duelle" beseitigt werden sollen, nnd s ta t t  dessen die Gerich­
te  verpflichtet werden in den verhandelten Sachen als Vorm und des 
Jugendlichen zu verfahren.
Die in diesen Ländern durchgeführten empirischen U ntersuchungen 
beweisen, dass die genannten Lösungen keinen entsprechenden Schutz 
fü r die Gesellschaft bedeuten, aben sie fördern auch die individuelle P rä­
vention nicht. Dabei werden die vor Gericht stehenden Jugendlichen rad i­
kal jener — für die Erwachsenen zur Verfügung stehenden — Garantien 
beraubt, die geeignet wären gegen die bei solchen Verfahren angewandte 
wohlwollende W illkür einen Schutz zu bieten. AH das beweist, dass das 
Verschmelzen oder die V ertauschung der gerichtlichen und sozialen 
Funktionen des Gerichtes der Jugendlichen ohne die G efährdung des 
gesellschaftlichen und persönlichen Rechtsschutzes nicht durchgeführt 
werden kann. Die Verbreitung der in R ichtung der Entwicklung wirken­
densozialen und pädagogischen Anschauungsweise d a rf  nicht zum Abreis- 
sen des traditionellen Gebäudes des S trafrechtes führen. Die Arbeit des 
R ichters, der in Sachen eines jugendlichen T äters vorgeht, kann nicht 
mit der heilenden T ätigkeit eines Arztes identisch werden, schon deshalb 
nicht, weil die ,,K rankheit" grundlegend verschiedene Ursachen hat. 
D on Wesen nach gelangen einzelne Forscher, wie z. B. Veillard und 
Gybulski, die die kriminologische Seite der Jugendkrim inalität un ter­
suchen, zur selben Auflassung: , , . . .d i e  Verfahrensauffassung der neu­
artigen Behandlung der jugendlichen Verbrecher beseitigte während 
eines halben Jah rhunderts  die alte  Auffassung des S trafrechts n ich t." '
Die Beurteilung des ein Strafverfahren nach sich ziehenden Delikts 
verliert auch in den Fällen der Jugendlichen ihre B edeutung nicht, im  
Gegenteil bleibt das Gesetz durch seine positiv-rechtlichen Bestimmun­
gen ein wesentlicher Teil der im Gerichtsverfahren verkörperten, ..aus­
teilenden G erechtigkeit".
Nach der Feststellung des Gesagten möchten wir betonen, dass wir 
jene Änderungen, die im Strafverfahren der Jugendlichen international 
erscheinen nicht für beängstigend linden. Die in den einzelnen Ländern 
cingcführtcn neuen rechtlichen und technischen Lösungen beweisen, dass 
die interdisziplinäre Fntersuchung der gesellschaftlichen Wurzeln der 
Jugendkrim inalität ihre W irkung auch in der Wahl der Behandlungsfor 
men fühlen lässt. U nter normalen U m ständen kann das nicht zu einer 
Entthronung des traditionellen S tralrechts führen, insbesondere dann 
nicht, wenn die K rim inalisten die au f dem Gebiet des S trafrechts au ftre ­
tenden neuen \\ isscnschalten nicht als Feinde behandeln, die eine Revi­
sion der T radition fordern: wenn sie sich kram pfhaft an die starren  Re­
gelt! des klassischen S tralrechts klammern, sondern sie den Änderungen 
cntgcgcngehcn. die Änderungen, die eine moderne Beurteilung erm ög­
lichen, sogar fördern. Alle diese Erfordernisse werden au f den in ternatio­
nalen Beratungen, die die rechtliche Prävention zwecks Beeinflussung der 
Jugendkrim inalität modernisieren sollen immer häufiger hervorgeholen. 
Weder die B itte! noch die Formen dieser rechtlichen Prävention dürfen 
statisch sein, sie sind gesellschaftlich bedingt und müssen dem gegebenen
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Entw icklungsniveau der sozialistischen Gesellschaft, sowie dem Umfang, 
der S tru k tu r und der D ynam ik der K rim inalitä t entsprechen.
Es ist also begründet, dass die strafrechtlichen Bestim m ungen bezüg­
lich der Jugendlichen in den Vordergrund unseres Interesses treten , deren 
selbständige Untersuchung auch bisher notwendig war, aber durch deren 
imm er m arkanteren Uni riss heute in erhöhtem  G rad jene Erfordernisse 
der Gesetzgebung und der Rechtsanw endung erfüllt werden können, die 
bisher vielleicht versäum t wurden. Ohne die strafrechtliche V erantw or­
tung der Jugendlichen für einen speziellen Fall der strafrechtlichen Verant- 
w ortung zu halten, anerkennen wir den speziellen Charakter der geregelten 
Lebensverhältnisse. Deshalb können die Normen des S trafrechts bezüg­
lich der Jugendlichen nicht als akzidentelle be trach te t werden, sondern sie 
weisen ein bestim m tes System auf, das sich au f die Gebiete des m ateriel­
len R echts und des V erfahrensrechts erstreckt, aber das eigentlich fast 
alle Tätigkeiten der Justizorganisation berührt. Die a u f die Jugendlichen 
bezüglichen speziellen Rcchtsrcgeln sind eigentlich die rechtliche W ider­
spiegelung jener strafrechtspolitischen Erfordernisse, die das Alter, die 
gesellschaftliche Lage, die psychischen. Bewusstseins- und moralischen 
Eigenschaften der Jugendlichen in B etracht nehmen.
Die immer grössere ¡Spezialisierung der rechtlichen Regelung kann 
allein den in soziologischem und psychologischem Sinn genommenen 
speziellen C harakter des untersuchten Gebiets ausdrücken. den auch die 
kriminologischen Untersuchungen immer überzeugender beweisen.
2. ln  unserer strafrechtlichen L iteratu r nach der Befreiung ist die 
relativeSelbständigkeit des S trafrechts der Jugendlichen eindeutig aner­
kannt. Die Betonung wurde immer au f die Anerkennung der R ela tiv itä t 
gelegt, die dem Wesen nach — neben Erwähnung des Spezifischen — der 
B ekräftigung und dem Schutz der E inheit des Deliktbegriffes diente, ln  
dieser Abfassung sind sowohl formelle, wie auch inhaltliche Elemente 
aufzufinden. Formell ist die Berufung, dass die Bestim m ungen des allge­
meinen und besonderen Teils des StGB mit den im K apitel V I enthaltenen 
Abweichungen auch im Falle der Jugendlichen anzuwenden sind. Jene 
Berufungen sind inhaltlichen Charakters, die sich au f die Kom ponenten 
der strafrechtlich zu beurteilenden antisozialen Verhaltensweisen <1. ii. 
au f die empirische Formel der Delikte beziehen. Das setzte sich einerseits 
aus der Rechtswidrigkeit der Handlung, andererseits aus der Zurechnungs­
fähigkeit des Verübers und seiner schuldhaften H andlung zusammen. Im 
Falle des Vorhandenseins der Bedingungen erfolgt die Strafe, die dann 
als gerecht bezeichnet werden kann, wenn das darin ausgedrückte W ertur­
teil mit dem verübten Delikt adéquat, d. h. dazu proportionell ist. Dieses 
durch das Strafgesetzbuch ausgebaute geschlossene System  um fasst die 
Fälle der Erwachsenen und der Jugendlichen, mit der Ergänzung, das 
m ittels einiger spezieller rechtlicher Bestim mungen der die Repression 
bestim m ende R ichter von der Betonung des objektiven Gewichts der 
H andlung absehen kann und die persönlichen Eigenschaften des T äters 
in den M ittelpunkt des Entscheidungsmechanismus stellt. Theoretisch 
ist dam it auch dei Selbständigkeit des Jugendstrafrech ts erschöpft.
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W ir m öchten in diesem Aufsatz dos Problem  der relativen Selbstän­
digkeit des S trafrechts der Jugendlichen im Vergleich m it der herrschen­
den theoretischen Auffassung neuartig, von der Seite der Betonung der 
Selbständigkeit annähern. Zweifellos fördert un ter unseren U m ständen 
diese Ausführungen auch die Tatsache, dass das starre  Festhalten  an die 
Konzeption des einheitlichen Deliktbegriffs — wenn auch in ganz anderen 
H insichten — seit der nach Verbrechen und Vergehen unterscheidenden 
Novelle des StGB — aufgehört hat. Andererseits kamen die speziellen 
Lebensverhältnisse der Jugend auch in anderen Bezügen in den Vorder­
grund des Interesses der Gesellschaft (Jugendgesetz). Es wäre unrichtig  
auch jene Möglichkeit ausser Acht zu lassen, dass eine exaktere Abfassung 
des Strafrechtes der Jugendlichen tro tz  den Zusamm enhängen solche 
Forderungen gegenüber dem Gesetzgeber und dem Rechtsanw ender zum 
Vorschein bringen könnte, fü r welche der Bedarf schon bisher bestand 
und  ihre Vernachlässigung eigentlich Zugeständnisse bedeutete, die der 
Konzept ion der Einheitlichkeit der Strafrcgeln gem acht wurden. Schliess­
lich ist die Anerkennung der relativen Selbständigkeit des Strafrechts 
der Jugendlichen auch durch deu Aufbau des ganzen Systems der Gerichts­
barkeit begründet (Abteilungen der Polizei für Jugendschutz, S taa tsan ­
wälte der Jugendlichen, verfahrensrechtliche Regeln bezüglich der Jugend­
lichen, Jugendgerichte, spezielle Gefängnisse und Besserungsanstalten, 
usw ). D er Ausbau desSystem s der G erichtsbarkeit und das untereinander 
eng verbundene geschlossene Netz begründet mindestens ebenso die Be­
tonung der Selbständigkeit, wie der Zusamm enhang m it den anderen 
Bestim m ungen des StGB die Anerkennung des relativen Charakters der 
Selbständigkeit.
Diese Argum ente sind natürlich allzu praktisch, um  eine Änderung 
der Abfassung des Problems von theoretischer B edeutung auch nur in 
geringem Masse notwendig zu machen. Das Wesen des Problem s ist aber 
eben in den diesbezüglichen strafrechtlichen Grundsätzen zu suchen. Die 
theoretische Grundlage der strafrechtlichen V erantw ortlichm achung ist 
nämlich in beiden Fällen die schuldhafte Verübung einer strafbaren H and­
lung seitens einer zurechnungsfähigen mindestens 14 Jah re  alten Person. 
Wird das Diagramm der Verantwortlichm achung der Erwachsenen m it 
einer dicken Linie dargestellt, so kann die V erantw ortung der Jugend ­
lichen dazu im Vergleich m it einer der dicken Linie genau folgenden 
dünnen Linie wirklichkeitsgemäss dargestellt werden. Die strafrechtliche 
V erantw ortung der Jugendlichen weist also nichts Spezielles auf, kann 
also nicht als eine besondere V ariante der allgemeinen strafrechtlichen 
V erantw ortung betrach te t werden.
Diese Anschauungen haben sich ziemlich eindeutig in derS trafrechts- 
wissenschaft ausgebiidet und ihre Auflockerung wurde nicht einmal ver­
sucht, trotzdem , dass es aus der Praxis jedem klar ist, dass die eben das 14. 
Lebensjahr vollendeten heranwac-hsenden Personen und die Erwachsenen, 
die au f einem viel höherem Grad der biologischen und gesellschaftlichen 
Reife stehen, in vielen Hinsichten nicht in dieselbe Gruppe gehören. Das 
ihnen gegenüber einheitlich angewandte Mass dient zur Messung verselne-
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dcner Erscheinungsgruppen, daher ist auch der Vergleich nicht gut. Im  
ersten Falt messen wir. welche Faktoren  die entsprechende G estaltung 
der aktuellen E rziehungssituation hei einem erziehungsbedürftigen J u ­
gendlichen hindern. Das Ziel ist eine in der Erziehungssituation durchzu­
führende K orrektion, deren Erfolg der Gesetzgeber überhaupt nicht be­
zweifelt. (Wie könnte man anders das Verbot der Anwendung der Todes­
strafe oder der lebenslänglichen Freiheitsstrafe begründen?) Im  zweiten 
Fall ist bei der strafrechtlichen Verantw ortlichm achung au f die Ursache 
und Tiefe der Erfolglosigkeit eines mehr oder m inder absgechlossenen 
Entwicklungsprozesses hinzuweisen, der in gegebenem Fall die Perspek­
tiven einer Besserungsmöglichkeit m it sich führt. In  anderen Fällen aber 
zeigt der volle Verzicht au f die Um erzichungals Ergebnis des Bewertungs- 
prozesses und  ein entsprechendes Urteil den grundlegend abw eichenden 
C harakter der untersuchten Erscheinung.
Eine gegensätzliche Anschauung liegt hier au f der H and, die besagt, 
dass in den eben genannten Fällen der Unterschied nicht im C harakter der 
Verantwortlichmachung, sonderen in der Auswahl der Folgen zu suchen 
ist. Ist aber jene Auffassung reell, die den Prozess der Bestim mung der 
strafrechtlichen Folgen von der Feststellung der ihre Grundlage bildenden 
strafrechtlichen V erantw ortung radikal tren n t?  Es muss angenomm en 
werden, dass die rechtlichen K riterien der Zurechnungsfähigkeit im Falle 
der Jugendlichen und der Erwachsenen überhaupt nicht voneinander 
abweichen. Es handelt sich eigentlich darum , dass jedes vernünftige 
menschliche Wesen, das fähig ist selbständig sein eigenes V erhalten zu 
bestim m en und dem entsprechend zu handeln, notwendigerweise auch 
das Risiko seiner Handlungen vor sich selbst und auch vor der Gesell­
schaft au f sich nim m t.
Wollen wir die einheitlichen Grundlagen der strafrechtlichen V erant­
wortlichm achung mit der Zurechnungsfähigkeit erklären, so sind wir in 
einer schwierigeren Lage, als jene Kriminalisten vom Anfang dieses 
Jah rhunderts , die die Zurechnungsfähigkeit als einheitlich und unteilbar 
aufgefasst hatten . So war der T ä ter für cinen László Faver oder Károly 
Csemegi entw eder zurechnungsfähig oder nicht, eine beschränkte Zurech­
nungsfähigkeit schien für sie unannehm bar zu sein. Heute bildet aber die 
Bedingung der Zurechnungsfähigkeit au f dem Gebiet des Zum subjekt- 
werdens keine so geschlossene Grenzlinie. Auch die beschränkte Zurech­
nungsfähigkeit schliesst die strafrechtlichen Folgen nicht aus. Gewisse 
strafrechtliche Folgen ziehen sogar nicht zurechnungsfähige Personen, 
die ein ,,D elikt" verüben, in den Kreis des S trafrechtsein . Wir beziehen 
uns hier nur au f die im StGB § 61 bestim m te ärztliche Zwangsbehandlung, 
bei deren Anwendung seit der Novelle des StGB nicht einm al gleichgül­
tig  ist, ob die verübte H andlung — in anderen Fällen — zur Verwirk­
lichung eines Verbrechens oder eines Vergehens geeignet war.
Das Fehlen der abgrenzenden Rolle der Zurechnungsfähigkeit zeigt 
sich auch dann, wenn wir unsere obige Fragenstellung um kehren. Es 
handelt sich nämlich darum , dass auch im Falle der vollen Zurechnungs­
fähigkeit der Vorüber eines Delikts nicht unbedingt strafrechtlich  bestra ft
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werden muss. Zwar weist § 2 des Gesetzes au f die Zwangsmassnahmen,, 
die im Falte eines Delikts zu treffen sind, n icht hin, deren A nw endbarkeit 
erscheint aber in anderen Stellen des Gesetzbuches klar. István  Losonczy 
schreibt in seiner Abhandlung: ,,Es besteht kein Zweifel, dass der spezielle 
In h a lt des Strafgesetzbuches die Bestim m ung der Delikte und  der Strafen 
ist. Aber auch das ist unzweifelhaft, dass gemäss der modernen s tra f­
rechtlichen Auffassung die besonderen Bestim m ungen des Strafgesetz­
buches bezüglich der Massnahmen, der Anwendungsbedingungen, sowie 
der Jugendlichen, wenn auch keinen speziellen, so doch einen organischen 
Teil des Systems des Strafgesetzbuches bilden, wenn über die K rim ina­
litä t dieser Letzteren kein besonderer Kodex verfügt. . . 2
Vielleicht scheint es als ein formelles Argument, wir möchten aber 
doch bemerken, dass die Zurechnungsfähigkeit schon deshalb nicht der 
höchste W ächter der einheitlichen K onzeption des Deliktes und dam it 
des Strafgesetzes sein kann, weil das Gesetz darüber ausdrücklich ga r 
nicht verfügt. Das Fehlen der Zurechnungsfähigkeit schliesst also n ich t 
ein E lem ent des Deliktbegriffes, eine notwendige Bedingung der S traf­
barkeit aus, sondern die Grundlage der Verwirklichung der S trafbarkeits­
bedingungen, das Zum subjektw erden des Menschen.
Deswegen ist die Zurechnungsfähigkeit ungeeignet weder die Grenz­
linie der Anwendbarkeit der strafrechtlichen Strafen und  Zwangsmass­
nahmen, noch die gesetzlichen Rahm en der einheitlichen Deliktskonzep­
tion zu umreissen.
Mit H insicht auf rein rechtliche K riterien ist es also auch nicht ganz 
natürlich, dass man zwischen der Möglichkeit der V erantw ortungm a- 
chung der beiden Gruppen keinen U nterschied entdecken kann. Es ist 
nicht zu bezweifeln, dass die Zurechnungsfähigkeit in den Fällen der 
Erwachsenen und in denen der Jugendlichen durch dieselbe Gründe aus­
geschlossen wird. Auch das s teh t ohne Zweifel fest, dass diese K riterien 
in ihrer überwiegenden M ehrheit m it den von den Á rzten t und Psycholo­
gen angenommenen K ategorien, die die Persönlichkeit charakterisieren, 
übereinstimm en. Der U nterschied würde aber sofort offensichtlich, wenn 
in den konkreten Fällen das eigene Verantwortlichkeitsbewusstsein des 
Täters einer gründlicheren Analyse unterw orfen wäre. Wenn die Möglich­
keit bestünde die Stufen der E rkenntnis der moralischen und recht liehen 
Normen, die ständige Umformung und Erw eiterung der Skala der m ora­
lischen W erte und der allgemeinen W erteorientation, die A rt und Weise 
des Entstehens der eigenen innereil Selbstbewertung, die eine Vorbedin­
gung der eigenen Lenkung des Verhaltens und der gegenseitigen gesell­
schaftlichen Beziehungen ist, zu untersuchen, könnten solche U n ter­
schiede der Einsichtfähigkeit zwischen den verglichenen Gruppen an den 
Tag gefördert werden, in deren Licht die genannte einheitliche Beurtei­
lung bloss als eine vereinfachende Technik zu betrachten  wäre.
Doch lassen wir diesen U nterschied beiseite und  nehmen wir an, dass 
die individuellen Besonderheiten der psychischen Kom ponenten der 
Zurechnungsfähigkeit — zum indest in den Sachen der Jugendlichen — 
in der E rkenntn istä tigkeit des Gerichtes sich widerspiegeln und dass eben
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dieser U nterschied die Grundlage einer s tarken  Differenzierung der 
R echtssprechung bildet.
Wir können aber eindeutig feststellen, dass die strafrechtliche V erant­
w ortung der jugendlichen T äter nicht vom Individuum  selbst abgeleitet 
und als dessen autonom e K ategorie gedeutet werden kann. Der S tand­
punk t muss auch hier streng historisch und gesellschaftlich sein. Die V erant­
w ortung muss also die tatsächliche gesellschaftliche Lage und Rolle der 
handelnden Person und der Bewusstsein umfassen. In dieser Beziehung 
wird dann der zu bewertende Unterschied noch offensichtlicher, dessen 
B etonung nicht ohne praktische Folgen bleiben kann.
H ier tauch t dann m it R echt die Frage auf, ob unsere bisherigen 
E rörterungen  zur dialektischen Umlegung der innerhalb einer wissen­
schaftlichen Relation vorhandenen Schwerpunkte und zu deren Motivie­
rung dienen, oder diese Ä nderung der Anschauungsweise aus praktischen 
G ründen erfolgt und zur Verwirklichung praktischer Ziele dient.
Eine solche sui generis Annäherung der Problem atik der Jugendkri­
m inalität bietet die Lösung einer ganzen Reihe von speziellen nur m it der 
Jugendkrim inalitä t zusam m enhängenden Gesetzgcbungs- und R echtsan­
wendungsproblemen. Zur Begründung unserer bisherigen Feststellungen 
erw ähnen wir im weiteren einige Fragen, die die Verbesserung der Rechts- 
pflegetätigkeit im Zusamm enhang m it der Jugendkrim inalitä t und zu­
gleich eine m arkantere Um grenzung des S trafrechtes der jugendlichen 
Verbrecher fördern können.
3. In  den sozialistischen Ländern besteht beinahe überall das Bedürf­
nis nach einer entschiedenen Hervorhebung des in
den Strafsachen der Jugendlichen. Wir halten diese allgemeine Ansicht, 
die einzeln die E inführung konkreter verfahrensrechtlicher H andlungen 
oder die Reform von vorhandenen erfordert, für richtig, auch wenn wir 
jene übertriebenen Forderungen kennen, die das S trafverfahren der 
Jugendlichen nach dem M uster eines unklaren krim inalpädagogischen 
Prozesses um gestalten möchten. Jener S tandpunkt ist nämlich unannehm ­
bar, der die Umerziehung und die Resozialisierung der jugendlichen T äter 
bloss fü r einen speziellen Fall des allgemeinen Erziehungs- und  Sozi- 
alisierungsprozcsses hält. Das Strafverfahren ist keine einfache spezielle 
Erziehungsm ethode und wird es auch nie werden. Solange das heutige 
System der Strafgerichtsbarkeit bestellt, kom m t darin  auch die politisch 
gestaltete  Ausübung der Zwangsfunktion der S taatsgew alt zum Ausdruck.
Iro tzdcm  m öchten wir betonen, dass eine wichtige E igenheit des 
Strafverfahrens gegen Jugendliche die erzieherische Beeinflussung ist, die 
den ganzen Prozess charakterisiert. Das ergibt sich in erster Reihe aus 
der Tatsache, dass die überwiegende Mehrheit der von Jugendlichen 
verübten Delikte als die Folge des Mangels eines nicht beendetetfSozialisie- 
rungsprozesses aufgefasst werden kann. Eine ganze Reihe der gc"cn 
diese Jugendlichen angewandten adm inistrativen und erzieherischen 
Massnahmen ist nicht bloss die Forderung des sozialistischen H um anis­
mus, noch weniger irgendeine verpflichtende Deklaration, sondern ein 
objektiver gesellschaftlicher Bedarf, dessen Erfüllung die Aufgabe des
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sozialistischen S trafrechts ist. Die Betonung des Erziehungscharakters 
bedeutet überhaupt nicht die Neigung zu einer milderen Beurteilung oder 
zur erhöhten Nachsicht. Solche Eingriffe — die vom Gericht beschlosse­
nen Erziehungsm assnahm en inbegriffen — waren deshalb notwendig, 
weil die bei den Erwachsenen angew andten Verfahren und die herköm m ­
lichen Strafen kein entsprechendes Ergebnis in den Fähen der Jugend ­
lichen brachten. Das Ziel ist also nicht die Liquidierung der Strafen, son­
dern deren entsprechende Ergänzung. Sind wir bestrebt, den erzieheri­
schen C harakter des Verfahrens zu sichern, so genügt es keinesfalls irgend­
einen karitativen  S tandpunkt auszubilden, sondern es müssen in R ichtung 
eines bestim m ten Ziels wirkende, zusam m enhängende und einander er­
gänzende V erfahrenshandlungen gesichert werden. Eben die G estaltungs­
weise dieser H andlungen muss in den M ittelpunkt der Untersuchungen 
gestellt werden, um den Bedürfnissen der Praxis besser entsprechende 
Em pfehlungen geben zu können.
4. Der erste und sehr w ichtige Schritt der Verbesserung des Verfah­
rens erscheint schon im Zusam m enhang m it der Erm ittlungstätigkeit. 
Das ist nämlich jenes Gebiet, wo im Vergleich m it der E rm ittlung  der 
Sachen der Erwachsenen gewisse Besonderheiten begründet gefordert 
werden. Es handelt sich darum , dass in den Fällen der Jugendlichen 
im Verhältnis zu den objektiven U m ständen des Tatbestandes im 
Interesse der Rechtssprechung in erhöhtem  Mass die gründliche Auf­
deckung der persönlichen U m stände des Täters anzustreben ist. Von 
der vielseitigen au f dieses Ziel gerichteten  T ätigkeit möchte ich mich hier 
nur m it der befassen, die die Persönlichkeit des
Jugendlichen aufdeckt. H eute sprechen immer weniger Argumente dage­
gen, dass in einem ganz frühen A bschnitt des Strafverfahrens — so insbe­
sondere beim Verhör des Jugendlichen — das Gesetz neben der gesetzlich 
schon zugelassenen Mitwirkung eines Pädagogen die Anwesenheit eines 
Psychiaters oder Psychologen ermöglicht, in gewissen Fällen sogar 
vorschreibt. Bei gewissen schwereren Delikten (z. B. Tötung, Raub, N o t­
zucht) müsste die Anwesenheit der gem iauten Sachwerständigen obliga­
torisch vorgeschrieben werden, ebenso nötigenfalls die Durchführung von 
Sachverständigenuntersuchungen. Die heute noch vorhandene Abneigung 
kann durch nichts begründet werden, denn die Durchführung der Sach­
verständigenuntersuchung in einem  so frühen Abschnitt des Verfahrens 
würde auf den ganzen Erm ittlungsprozess und auch au f den gerichtlichen 
Beschluss auswirkend die Arbeit der Verfahrcnsteilnehm er unterstü tzen. 
Die G utachten der Sachverständigen sollten dem Ziel dienen, dass am 
Ende des Strafverfahrens ein gerechtes U rteil entstehe.
Es ist ein allgemeiner G rundsatz des Strafrechtes, dass die Gerechtig­
keit des U rteils eng m it dessen P roportionalitä t verbunden ist. Im  Falle 
der Jugendlichen erscheint aber auch diese P roportionalität anders. Die 
verhängten Strafm assnahm en müssen in erster Reihe nicht zur verübten 
H andlung, sondern zur K orrektion der Erziehungssituation des Jugend­
lichen, zu deren Ergänzung oder E rsatz im Verhältnis stehen. Bei der 
G estaltung des Strafverfahrens der Jugendlichen müssen reelle Ziele
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gesetzt werden. Es kann sich nämlich kaum  darum  handeln, dass im Laufe 
des Strafverfahrens die Aufgabe der moralischen und rechtlichen E rzie­
hung der Jugendlichen durchgeführt wird, n icht einmal die Lücken und 
Mängel einer vernachlässigten Erziehung können nachgeholt werden. 
Es handelt sich aber darum , dass die zu einem perspektivischen Erzie­
hungsprozess notwendigen K enntnisse (Strafe und N achbetreuung) w äh­
rend des Verfahrens in höchstem Grade an das Tageslicht kommen. Dazu 
begnügen wir uns natürlich um sonst m it der Feststellung des Bestehens 
der die Grundlage der strafrechtlichen V erantw ortung bildenden Zurech­
nungsfähigkeit; der Jugendrichter kann von der E rkenntnis des Niveaus 
der moralischen und intellektuellen Entwicklung und von der Festste l­
lung der vom Alter abhängigen Besonderheiten nicht absehen. D er R ich­
ter kann nämlich in der Frage, ob zur Um erziehung des Jugendlichen 
seine alte  Umgebung entsprechend ist, oder ob eine V erstärkung der 
Umgebung durch Freiheitsentzug, bzw. dessen Ersatz notwendig wird, 
aufgrund der Analyse der gegebenen Erziehungslage verhältnism ässig 
ohne Schwierigkeit entscheiden. Ob er aber die genannte U m gebungsän­
derung durch eine im Strafrecht herkömmliche Freiheitsstrafe oder durch 
nur in den Fällen der Jugendlichen andwendhare Zwangserziehung löst, 
kann er ohne die konkete K enntnis der moralischen und intellektuellen 
Entwicklung des gegebenen Jugendlichen nicht entscheiden. Aber wie 
kann der R ichter in dieser Frage ohne die Hilfe eines Sachverständigen 
entscheiden ?
5. Die sozialpsychologischen Forschungen der vergangenen Jah re  
weisen darau f hin, dass auch der Prozess der Reife der Jugendlichen e n t­
sprechend der gesellschaftlichen Akzeleration schneller geworden ist. Diese 
Akzeleration verläuft aber sehr widerspruchsvoll, dessen W irkungen sich 
auch in der praktischen Funktion des ganzen dam it verbundenen gesell­
schaftlichen Netzsystems — so auch des Strafrechts der Jugendlichen — 
zeigen. Es erscheint auf der ganzen Welt, aber im Rahm en der vielseitigen 
materiellen und gesundheitlichen Fürsorge der sozialistischen Gesell­
schaft wird die bedeutende Akzeleration der biologischen und physiolo­
gischen Reife der jungen Generation sogar charakteristisch. Da aber der 
Zeitpunkt der gesellschaftlichen Anerkennung des Erwachsenentum s 
unverändert geblieben ist, können gewisse Spannungen auftreten . Es 
kann sogar eine gewisse Verzögerung der gesellschaftlichen Anerkennung 
beobachtet werden, die in der Verlängerung der Schuljahren und dem 
längeren Spezialisierungsprozess ihren Ausdruck findet. Es kann daraus 
also die Folgerung abgeleitet werden, dass die soziale (und in diesem 
Zusammenhang die moralische und mentale) Reife der Jugendlichen im 
Gegensatz zur biologischen Reife ein Prozess mit gegensätzlicher Tendenz 
ist, für den eine relative Verlangsamung kennzeichnend ist. Es ist nur 
daran zu denken, dass die Vorbereitung für die im gesellschaftspolitischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Leben zu erfüllenden Funktionen in­
folge der immer höheren politischen, moralischen und fachlichen E rw ar­
tungen notwendigerweise eine längere Zeit beansprucht. Diese verzweigten 
Kenntnisse können nicht mit der Vollendung des 18. Lebensjahres erwor-
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ben werden. U nd wenn wir noch die schon heute vorhandene Ü berlastung 
in den Schulen in B etracht nehmen, so kann m it der system atischen Orga­
nisierung der Verzögerung des Erwerbs der Kenntnisse reell gerechnet 
werden. Es ist aber nicht daran  zu zweifeln, dass die tatsächliche Beendi­
gung des Erziehungs- und Sozialisierungsprozesses, die in sozialem und 
au f diesem Grund auch in rechtlichem Sinn m it den 18. Lebensjahr ange­
geben ist, schon heute n icht die R ealitäten ausdrückt.
Die Gesetzgeber des S trafrechts wussten auch in der Vergangenheit, 
dass einfach das Erreichen des 18. Lebensjahres hinsichtlich der R echts­
sprechung keine solche radikale und vollständige Wende bedeuten kann, 
die in manchen Bezügen die Beachtung der vom Alter abhängigen Beson­
derheiten unbegründet machen würde. Es handelt sich doch darum , dass 
un ter Annahm e einiger spezieller Bestimmungen die Beurteilung der 
Stralsachen der das 18. Lebensjahr vollendeten Jugendlichen eindeutig 
durch die Anwendung der für die Erwachsenen geltenden strafrechtlichen 
Regeln als gelöst be trach te t wird. Die genannten speziellen Bestim m un­
gen können aber auch als solche aufgefasst werden, die gewisse Zweifel 
des Gesetzgebers ausdrüken, oder noch mehr, dessen Anerkennung, dass 
nach der formellen Vollendung des 18. Lebensjahres noch lange Zeit hin­
durch in den Fällen der jungen T äter eine im Vergleich m it den Erwach­
senen sehr hohe Möglichkeit der sozialen Adaption und der Sozialisierung 
besteht.
Könnte nicht daraus au i die Frage des Aspektes gefolgert werden ? 
D arauf, dass eine einengende D eutung des S trafrechts der Jugendlichen 
zu Einschränkungen führt, die in den Rechtsnorm en zum Ausdruck kom­
men. Und um gekehrt, könnte m an nicht vom Aspekt der vollständigeren 
Anerkennung des Strafrechts der Jugendlichen zu solchen Folgerungen 
gelangen, deren Ergebnis für die einen Übergang bildenden Abschnitte 
— un ter Betonung der Alterskennzeichen — eine dom inante Rolle des 
Strafrechts der Jugendlichen ist ? Das ist natürlich nicht einfach eine 
Frage des Aspektes, sondern eine Folgerung, die au f konkreten U ntersu­
chungen beruhen muss. Sie beruht insbesondere au f jener Erfahrung, wo­
nach die das 18. Lebensjahr vollendeten jungen Leute in soziologischer 
und psychologischer Hinsicht zur Altersgruppe der Jugendlichen näher 
stehen. als zu den Erwachsenen.
W ird obige Feststellung angenommen und sollen auch die für das 
S trafrecht geltenden Folgerungen abgeleitet werden, so bieten sich dafür 
m indenstens zwei verschiedene Wege. Der erste wäre die Erhöhung des 
Jugendalters au f ein etwas höheres Mass — sagen wir au f 21 Jahre.
Das würde in W irklichkeit soviel bedeuten, dass die Anwendung der 
speziellen Bestimmungen, die sich auf die Jugendlichen beziehen, auf 
das 21. Lebensjahr ausgedehnt werden. Ausser der zahlenmässigen Stei­
gerung der Gruppe der Jugendlichen könnte von dieser Lösung kaum 
erw artet werden, dass sie der Förderung der Differenzierung aufgrund der 
A ltersbesonderheiten dient. (Das Lebensalter von 14 bis 21 Jah ren  bedeu­
te t eine allzu breite Skala für die gleiche Beurteilung.) Ausserdem würde 
diese Lösung weitere Probleme bedeuten, weil die Erhöhung des straf-
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rechtlich bedeutenden Alters die Änderung der übrigen speziellen Bezie­
hungen der Jugendlichen m it vollendetem  18. Lebensjahr nicht nach sich 
ziehen würde. So hat das 18. Lebensjahr auch au f  dem Gebiet des spezi­
ellen strafrechtlichen Schutzes der Jugendlichen eine bedeutende Rolle. 
Auch das bürgerliche R echt verbindet wichtige Folgen m it diesem Alter, 
insbesondere das Fam ilienrecht, das die Rechtslage der E ltern  m it den 
K indern  regelt, aber dieses Lebensjahr ist auch in anderen Zusam m en­
hängen des sozialen Schutzes von grosser Bedeutung.
D eshalb scheint der andere Weg annehm barer zu sein, der in der 
Ausbildung einer den speziellen C harakter der Ü bergangsjahre in Be­
tra c h t ziehenden neuen Altersgruppe, der sog. jMuyen Krwm/i.se?ieMa^er.s- 
yrappc praktisch zum Ausdruck kommt. Diese V ariation würde unbedingt 
die A bänderung der materiellen strafrechtlichen Regeln erfordern (die 
D ruppe würde sich au f die 18 —21jährigen erstrecken), da  einige der für 
Jugendliche geltenden speziellen Bestim mungen notwendigerweise au f 
die Fälle der jungen Erwachsenen ausgedehnt werden m üssten und  auch 
die Schaffung neuer m aterieller Rechtsnorm en notwendig wäre. Gröss­
tenteils würde aber die Änderung der Regeln des Strafverfahrensrechtes 
und der Strafvollstreckung die besondere Behandlung dieser Übergangs­
gruppe kennzeichnen.
6. Ich habe schon erw ähnt, dass die Selbständigkeit des S trafrechts 
der Jugendlichen in erster Reihe in dem besonderen C harakter der für 
das Delikt verhängten Rechtsfolgen zu suchen ist. Diese Rechtsfolgen 
sind durch kriminalpädagogischc Mittel mit dem Ziel der Besserung und 
durch solche Verfahren gekennzeichnet. Trotzdem  d a rf das S trafrech t 
der Jugendlichen nicht als eine A rt Q uasi-Strafrecht be trah te t werden, 
woraus die herkömmliche Verantw ortlichm achung und dam it im Zusam ­
m enhang die staatliche Repression fehlen würde. Zweifellos unterscheidet 
sich das In stitu t der V erantw ortlichm achung stark  voneinander je nach 
dem, ob eine auch gegen Erwachsene verhängbare Strafe oder eine spe­
zielle Erziehungsm assnahm e im konkreten Fall angew andt wird. Man 
könnte zwar dam it argum entieren, dass eine gegen einen Jugendlichen 
verhängte Gefängnisstrafe einen besonderen Erziehungscharakter ha t 
(wegen der Vollstreckung in einem Jugendlichengefängnis) und auch 
un ter den Erziehungsmassnahm en solche gibt, deren Vollstreckung einen 
Entzug der persönlichen Freiheit bedingt (Besserungsanstalt), aber alldies 
ist nicht geeignet den bestehenden bedeutenden Unterschied zu verw i­
schen. ln  dem Prozess, da der R ichter zwischen einer Massnahme und eitler 
Strafe w ählt und einen konkreten Beschluss fasst, spielt die Erwägung 
zahlreicher U m stände eine Rolle. Eines ist aber sicher: das Gesetz ver­
pflichtet den R ichter in jedem Fall aus der Möglichkeit der Anwendung der 
Erziehungsm assnahm e auszugehen und erst wenn das ausgeschlossen ist, 
sich zu einer Strafe zu wenden. W ir haben keinen G rund zu bezweifeln, 
Bass diese wichtige gesetzliche In ten tion  von den Gerichten ständig vor 
Augen gehalten wird. Trotzdem  ist in der Gerichtspraxis die allmähliche 
Abnahme der Zahl der Erziehungsmassnahm en und eine zahlenmässige 
Erhöhung der Freiheitsstrafen zu beobachten. W ir nehmen an, dass die
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Gerichte Auch in den Fälien der immer [läufiger vorkomm enden schwere­
ren Gewaltsdelikte die Anwendung einer Erziehungsm assnahm e grund­
sätzlich nicht für ausgeschlossen halten. Die Tatsache, dass die Gerichte 
in der häufigeren Verhängung der Strafen eine Lösung suchen, ist w ahr­
scheinlich durch schwerwiegende Gründe m otiviert. Von diesen möchten 
wir nur einen hervorheben, nämlich den U m stand, dass einzelne ein 
schwereres D elikt ausübende Jugendlichen, bei denen infolge Huer per­
sönlichen Um stände die Einweisung in eine Besserungsanstalt begründet 
erscheinen würde, oft bloss deshalb in ein Gefängnis kommen, weil wegen 
ihres Alters der obligatorisch vorgeschriebene ein J a h r  A ufenthalt in der 
A nstalt nicht m ehr möglich ist. In solchen Fällen kommen natürlich diese 
, .m ildernden" U m stände bei der Verhängung der Freiheitsstrafe zur 
Geltung. Die S tatistik  beweist, dass mehr als 51% der gegen Jugendliche 
verhängten Freiheitsstrafen etw a die Dauer von G Monaten haben, die 
eine Umerziehung kaum  zu sichern Im stande sind. In solchen Fällen kann 
man aber nicht mehr über die Proportionalität der Strafe, die sich an die 
Person des Täters richtet, und dam it über das Vorhandensein einer d e ra r­
tigen Besonderheit reden, die das S trafrecht der Jugendlichen charakte­
risieren könnte.
Die Annahme der K ategorie der jungen Erwachsenen würde viel an 
dieser Lage ändern. U nter anderen wäre es möglich die Erziehung in einer 
Besserungsanstalt bis zum 21. Lebensjahr auszudehnen. Im  ersten Mo­
m ent weist diese Lösung au f eine Liberalisierungstendenz hin. die m it 
der Gerichtspraxis und m it der neuesten strafrechtlichen Entwicklung 
im Gegensatz zu sein scheint. In  W irklichkeit handelt es sich aber um 
das Geltendm achen jener Konzeption, die im Falle der Erwachsenen in 
der lebenslänglichen Freiheitsstrafe erscheint. Die immer weitere Aner­
kennung der lebenslänglichen Freiheitsstrafe kann einerseits mit der 
Liquidierung der herkömmlichen Proportionalität, andererseits mit der 
Erfolglosigkeit der Gerichtsprognosen über die Umerziehung erklärt wer­
den. Noch einfacher gesagt, wird darin der Gedanke verwirklicht, dass 
die Freilassung der zu Freiheitsstrafen verurteilten Personen, nicht m it 
der Verbüssung des Urteils, sondern m it der tatsächlichen Verwirklichung 
der Um erziehung verbunden werden sollte. Die Berechtigung dieser Kon­
zeption liegt im Falle der Jugendlichen noch mehr au f der Hand, da ja  die 
Möglichkeit der Umerziehung im Vergleich den Erwachsenen noch viel 
eher besteht und der Bedarf der endgültigen Gefangenschaft nie au fta u ­
chen wird.
Natürlich würde sich die genannte Verlängerung der Erziehung in 
der B esserungsanstalt nur bis Endre der vom Gesetz vorgeschriebenen 
,,jungen Jah re"  erstrecken, aber es bestünde eine viel grössere Möglichkeit, 
zur Verwirklichung der Ergebnisse der Umerziehung und dazu, dass die 
Justizorgane die Freilassung, wenn auch nur relativ, trotzdem  mit den 
tatsächlichen Erziehungsergebnissen verbinden.
Diese Doppelheit des gegen Jugendliche anwendbaren Freiheitsent­
zugs (Besserungsanstalt oder Jugendlichengefängnis) verursacht schon 
heute gewisse Schwierigkeiten im System  der Repressionen nach Schwere.
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Die Verlängerung der Anwendbarkeit würde zweifellos diese Schwierig­
keiten noch steigern. Es verhält sich heute nändich so, dass die Jugend ­
lichen, die ein Delikt verübten, eine Freiheitsstrafe, die zwar au f einem 
sehr hohen Grad der strafrechtlichen Repressionen liegt (wenn sie auch 
verhältnismässig kurz ist), für viel annehm barer halten, als eine in gege­
benem Fall längere Zeit währende, aber jedenfalls als unbestim m ter 
erscheinende Erziehung in einer Besserungsanstalt. Sie küm mern sich 
fast gar nicht m it dem qualitätsm ässig abweichenden C harakter der Erzie­
hung in einer Besserungsanstalt. Die Gewichtsmässige Verteilung der 
einzelnen strafrechtlichen Sanktionen kann aber doch nicht ganz von 
jener repressiven —präventiven W irkung getrenn t werden, wie diese 
M assnahme im Bewusstsein der ein Delikt verübenden Person erscheint. 
Zur Auflösung dieses W iderspruchs, aber auch zur Lösung des Ziels der 
wirksameren Erziehung scheint die gemeinsame Anwendung der Freiheits­
strafe und der Erziehung in einer Besserungsanstalt geeignet zu sein. Alit 
den diesbezüglichen Vorstellungen hat sich auch das internationale krim i­
nologische Symposium für die V erhütung der Jugendkrim inalitä t befasst. 
Es handelt sich darum , dass der Richter berechtigt werden sollte, neben 
der Freiheitsstrafe — insbesondere neben einer Freiheitsstrafe von kurzer 
Dauer — entw eder in bestim m ter, oder in bedingter Form  über die Erzie­
hung in einer Besserungsanstalt zu verfügen, ln  dem einen Fall könnte 
das Urteil in prognostischer Form au f die schwerere Umerziehung des 
Jugendlichen hinweisen und die endgültige Freilassung an die Bewertung 
des Verhaltnes des Jugendlichen in der B esserungsanstalt binden. Der 
zweite Fall würde bedeuten, dass das Gericht der S trafvollstreckungsan­
stalt die Entscheidung überliesse, ob die Möglichkeit der Freilassung des 
Jugendlichen besteht, oder ob nach Ahbüssung der im U rteil in Aussicht 
gestellten Strafe die weitere Zwangserziehung notwendig ist.
Gegen diese Lösung könnte eingewendet werden, dass die Straf- und 
Erziehungsaufgaben der strafrechtlichen Sanktionen noch mehr getrennt 
werden, indem die Freiheitsstrafe eindeutig als Strafe, die Umerziehung 
aber bloss als ein Erziehungsprozess be trach te t wird. Die Beurteilung der 
Frage ist aber in erster Reihe eine Frage der Anschauung. Erstens ist es 
schwer zu bestreiten, dass neben der herkömmlichen Form des Freiheits­
entzugs die Erziehung in einer Besserungsanstalt tatsächlich bloss eine 
strafartige Massnahme ist. Zweitens würde diese Lösung überhaupt 
nicht die Möglichkeit beseitigen, dass eine erfolgreiche Umerziehung des 
Jugendlichen schon un ter den Um ständen des Freiheitsentzugs beendet 
werde. Die entgegengesetzte Anschauung en thält viel m ehr \\  ahrheit, 
wonach die eben erw ähnte Lösung zur Vertiefung der konkreten Bezie­
hungen. die sich zwischen den geschlossenen A nstalten verschiedenen 
Typs bei den tatsächlichen Aufgaben ausbilden, beitragen könnte.
N atürlich würde die institutionelle Ausbildung dieser Beziehungen 
auch organisatorische Massnahmen notwendig machen. In  diesem R ah ­
men legen wir eine Bedeutung auch den sonst vielleicht als formell e r­
scheinenden Benennungen bei.
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Zur Vollstreckung der F reiheitsstrafen der Jugendlichen dienen die 
Jugendgefängnisse. Diese Bezeichnung verm ag bloss durch Hinweis au f 
das A lter jene bedeutende Abweichung überhaup t nicht auszudrücken, 
ehe dieses In stitu t im Vergleich zu den anderen Gefängnissen in W irk­
lichkeit bedeutet. In  anderen L ändern — u n ter ihnen auch in soziali­
stischen Ländern -  wird die Freiheitsstrafe der Jugendlichen in Besserungs­
ansta lten  vollstreckt. Bei uns würde eine diesbezügliche Änderung vor 
allem eine U nterscheidung in der Benennung bedeuten. Die Gesetzge­
bungspraxis der letzteren Zeit lenkt aber die Aufm erksam keit eben 
darauf, dass solche Benennungen — insbesondere m it H insicht au f die 
Differenzierung -  eine sehr grosse B edeutung haben. Die Bestrebung, 
dass das Gewicht des verübten Deliktes und der Gesellschaftsgefährlich- 
keit des Täters in der Rechtspflege und im W erturteil der Öffentlichkeit 
a u f  eine gleiche Mbene gestellt wird, m otiviert über den bisherigen Ä nde­
rungen hinaus in genügendem Masse, dass im Zusamm enhang m it der 
zukünftigen Gesetzgebung derartige Änderungen auftauchen.
W ir denken also nicht au f die Verschmelzung des Freiheitsentzugs 
und der Lrziehung in einer Besserungsanstalt. Diese Lösung würde auch 
keine innere Differenzierung innerhalb der selben A nstalt bedeuten, da 
die Bewegung von einer zur anderen au f der U rteilstätigkcit des Gerichts 
beruhen würde und der Name und die Organisation der A nstalt den U nter­
schied ausdrücken könnte. Es würde doch einen grossen Schritt in Rich­
tung des einheitlichen Systems der Sozialisierung bedeuten, weil dadurch 
abhängig von den erreichten Erziehungsergebnissen das Geltendmachen 
der Steigerung oder der Verringerung des Zwangselcmentes ermöglicht 
würde.
* * *
In diesem kurzen Aufsatz haben wir versucht einige Gedanken skiz­
zenhaft aufzuzeichnen. Eine ausführliche Erörterung der für die Diskus­
sion geeigneten Vorschläge und die durchdachte Einfügung in unser 
Rechtssystem  konnte nicht übernommen werden. Eine Vorlage der Vor­
schläge in einer vereinfachten Form  erlaubt die Tatsache, dass sich die 
Annahme der Änderungen — ähnlich wie auch in anderen Wissenschaf­
ten -  auch im Strafrecht nicht der leichten oder schweren Einfügbarkeit 
in die S truk tur, sondern nach der Beurteilung ihrer Lebensfähigkeit ge­
sta lte t.
Solchen Überlegungen und Diskussionen gibt die starke Mobilität, 
die unsere Strafgesetzgebung heute kennzeichnet und die m it der Schaf- 
iung der Novelle des StGB nicht abgeschlossen ist, sondern etter erst ange­
fangen hat, eine ganz besondere Bedeutung.
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1 FifM ard —С уЬм М ь' Les jeu n e s  e t N iest!e  (D ie Ju g e n d lic h en  u n d  N iestlo) N e u ch a ­
te i  (273 Seiten)
2 Jsh'MM Losottczy.* E in ig e  F ra g e n  d e r b e sc h rä n k ten  Z u rech n u n g sfäh ig k e it vom  G e ­
s ic h ts p u n k t des G ese tzes u n d  d e r  P ra x is  (in  u n g a risch e r S p rach e) Ju b ih iu m sv o rträ g e , 
P é c s , 1967 (242 Seiten)
L 'INDÉPENDANCE RELATIVE DU DROIT PÉNAL DES MINEURS
(R É SU M É )
L 'é tu d e  se  p ro n o n ce  p o u r  l 'a u to n o m ie  re la tiv e  d u  d ro it  des m in eu rs , sa n s  ch erch er 
à  le sé p a re r  des bases co m m u n es g é n é ra le m en t réalisées d a n s  le d ro it  p én a l. E lle  s 'e ffo rce  
d e  tra c e r  le  sy s tèm e  des no rm es p én ales  spéciales re la tiv e s  a u x  m in eu rs  p o u r  a ssu re r  p a r  
s u i t e  u n e  p lu s  g ra n d e  po ss ib ilité  de  le so u m e ttre  à u n  ex am en  a u to n o m e . E lle  le fa it en  p re ­
m ie r lieu  p o u r  d o n n e r en co re  u n e  p o ssib ilité  p lu s g ra n d e  p o u r  la  sa tis fac tio n  p a r  les lég isla ­
te u r s  e t  les p ra tic ie n s  des ex igences su b s is ta n t  d an s ce do m ain e . L 'a u te u r  so u ligne  q u e  les 
fo rm es  e t  les m o y en s de  la  p ré v en tio n  ju r id iq u e  ne  p e u v e n t ê tre  s ta tiq u e s  s u r to u t  & l 'é g a rd  
d e  la  d é lin q u a n ce  ju v én ile , m ais  ils d o iv en t ê tre  m is en  h a rm o n ie  av ec  le n iv ea u  de  dév e­
lo p p e m e n t de la  so c ié té  donnée. S u iv a n t les cas  l 'a u te u r  passe  à  q u e lq u es in s t itu t io n s  ju r i ­
d iq u e s  d o n t  la  t ra n s fo rm a tio n  ou l 'in tro d u c tio n  se rv ira it  la rg e m e n t le p e rfec tio n n em en t 
d e  la  p ré v en tio n  p énale . L a  réa lisa tio n  m oins com pliquée  d e  ces b u ts  p o u r ra i t  ê tre  a t te in te  
d 'a p rè s  l 'a u te u r  si c e tte  au to n o m ie  re la tiv e  d u  d ro it p én al d es m in e u rs  n 'e s t  p a s  u tilisée  
à  o b scu rc ir la  d iffé ren c ia tio n , m ais  à  o rg an ise r la  p ro céd u re  p é n a le  m oderne .
ОБ ОТНОСИТЕЛЬНОЙ САМОСТОЯТЕЛЬНОСТИ УГОЛОВНОГО 
ПРАВА НЕСОВЕРШЕННОЛЕТНИХ
(РЕЗЮМЕ)
Научная статья высказывается за относительную самостоятельность уголов­
ного нрава несовершеннолетних, без того, чтобы попытаться отделт ч, его от общих 
основ, действующих в уголовном праве. Стремится более ярко обрисовать систему 
уголовных норм, относящихся к несовершеннолетним, чтобы тем самым дать боль­
шую возможность для самостоятельного рассмотрения. В первую очередь для того, 
чтобы создать большие возможности для удовлетворения имеющихся в этой области 
требований законодателей и при.менителей закона. Автор подчеркивает, что формы 
и способы правовой превенции особенно в отношении преступности несовершен­
нолетних, не могут быть статичны, а должны находиться в гармоническом сочета­
нии с данным уровнем развития общества. Ссылается на несколько таких юриди­
ческих институтов, изменение или введение которых — по его мнению — служило 
бы в большей степени дальнейшему развитию уголовной превенции.
Автор считает легче осуществляемыми эти цели в случае, если относительную 
самостоятельность уголовного права несовершеннолетних используем не для 
затемнения дифференциации, а для организации современного уголовного права.
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